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Ubersicht

Zur Umsetzung der Motion 22.3392 «Erweiterte Hértefallregelung zum Zugang zu beruflichen Ausbildungen»
der Staatspolitischen Kommission des Nationalrates (SPK-N) werden zwei Fristen, die sich aus der
Verordnung iiber Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstétigkeit (Art. 30a Abs. 1 Bst. a E-VZAE; SR 142.201)
ergeben, gedndert. Dadurch soll der Zugang von Personen mit rechtwidrigem Aufenthalt in der Schweiz
(Sans-Papiers) und von abgewiesenen Asylsuchenden zur beruflichen Grundausbildung erleichtert werden.

Ausgangslage

Mit Annahme der Motion 22.3392 im Dezember 2022 hat das Parlament den Bundesrat beaufiragt, den Zugang von Personen
mit rechtwidrigem Aufenthalt in der Schweiz (Sans-Papiers) und von abgewiesenen Asylsuchenden zur beruflichen
Grundausbildung zu erleichtern. Das Parlament erachtet die geltenden Zulassungsvoraussetzungen und insbesondere die
Bestimmungen der Verordnung iiber Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstditigkeit (Art. 30a VZAE; SR 142.201) zur Erteilung
einer Hirtefallbewilligung im Hinblick auf eine berufliche Grundausbildung als zu restriktiv. Die Anderung von Artikel 30a
Absatz 1 Buchstabe a VZAE setzt die genannte Motion um. Sie wird am 1. Juni 2024 in Kraft treten.

Inhalt der Vorlage

Die Anderung bezieht sich auf zwei Fristen, die in Artikel 30a Absatz 1 Buchstabe a VZAE geregelt sind: Die
erforderliche Mindestdauer des ununterbrochenen obligatorischen Schulbesuchs in der Schweiz wird von fiinf auf
zwei Jahre herabgesetzt, und die Frist zur Einreichung des Haértefallgesuchs im Hinblick auf eine berufliche
Grundausbildung von Personen mit rechtwidrigem Aufenthalt in der Schweiz (Sans-Papiers) und von abgewiesenen
Asylsuchenden nach der obligatorischen Schulzeit wird von einem auf zwei Jahre erh6ht (Art. 30a Abs. 1 Bst. a
E-VZAE).

Die (ibrigen Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Hartefallbewilligung, die sich aus dem Asylgesetz (Art. 14 Abs.
2 AsylG; SR 142.31), dem Ausldnder- und Integrationsgesetz (Art. 30 Abs. 1 Bst. b AlG, SR 142.20) und der VZAE
(Art. 30a Abs. 1 Bst. b—f und Abs. 2-3 und Art. 31 VZAE) ergeben, bleiben unverédndert.
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Erlauternder Bericht
1 Ausgangslage
1.1 Handlungsbedarf und Ziele

Die Motion 22.3392 «Erweiterte Hartefallregelung zum Zugang zu beruflichen Ausbildungen»
wurde am 29. April 2022 durch die Staatspolitische Kommission des Nationalrates (SPK-N) mit
11 zu 10 Stimmen bei 4 Enthaltungen eingereicht. Sie beauftragt den Bundesrat, die
rechtlichen Grundlagen dahingehend anzupassen, dass der Zugang zur beruflichen
Ausbildung flr Personen mit einem abgelehnten Asylgesuch und Sans-Papiers erleichtert wird.
Die Mehrheit der SPK-N erachtete die bestehende Regelung als zu restriktiv (Art. 30a der
Verordnung Uber Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstatigkeit, VZAE; SR 142.201). Es mache
keinen Sinn, junge Erwachsene auszuschliessen, die das Potenzial und die Motivation fir eine
berufliche Ausbildung haben und die sich ohnehin in der Schweiz aufhalten. Eine Minderheit
der Kommission sprach sich gegen die Motion aus, da mit der Annahme ein falsches Signal
gesendet wirde.

Der Bundesrat beantragte in seiner Stellungnahme vom 25. Mai 2022 die Ablehnung der
Motion. Er begrindete dies im Wesentlichen damit, dass er bereits in seinem Bericht vom 21.
Dezember 2020 in Erflllung des Postulats (18.3381) der SPK-N «Gesamthafte Prifung der
Problematik der Sans-Papiers» geprift habe, ob eine Anderung von Artikel 30a VZAE
erforderlich sei. Der Bundesrat hat im Bericht namentlich festgehalten, dass eine Lockerung
der Zulassungskriterien von Artikel 30a VZAE eine Ungleichbehandlung schaffen wirde
gegenuber anderen Sans-Papiers, die keine berufliche Grundausbildung absolvieren. Sie
wilrde auch zu einer ungerechtfertigten Besserstellung gegenliber anderen Auslanderinnen
und Auslandern flihren, die die auslanderrechtlichen Regelungen einhalten. Darlber hinaus
wirde eine Lockerung die illegale Migration férdern.

Der Nationalrat nahm die Motion am 8. Juni 2022 mit 111 zu 73 Stimmen bei 4 Enthaltungen
an.

Am 17. Oktober 2022 befasste sich die Staatspolitische Kommission des Standerates (SPK-S)
bei der Behandlung der Motion SPK-N 22.3392 eingehend mit dem Zugang von abgewiesenen
Asylsuchenden und Sans-Papiers zu beruflicher Ausbildung sowie zur Erwerbstatigkeit und
fuhrte eine erste Diskussion zur Motion Markwalder 20.3322 «Keine Lehrabbriiche von
Asylsuchenden, die bereits in den schweizerischen Arbeitsmarkt integriert sind» (siehe unten).

Die SPK-S beantragte dem Standerat mit 8 zu 4 Stimmen, die Motion SPK-N 22.3392
abzulehnen. In ihrem Bericht vom 17. Oktober 2022 halt sie fest, dass der Zugang zu einer
beruflichen Grundausbildung sowie deren Abschluss fir junge Personen mit abgelehntem
Asylgesuch und Sans-Papiers in den letzten Jahren Gegenstand mehrerer parlamentarischer
Vorstdsse waren, wovon zwei von der Kommission abgelehnt wurden. Sie halt weiter fest, dass
sie ihre Meinung nicht geandert habe und ihre Argumente nach wie vor Geltung hatten.
Demnach missten Personen mit einem abgewiesenen Asylgesuch die Schweiz verlassen und
es solle kein Anreiz fir einen unrechtmassigen Aufenthalt geschaffen werden. Gemass der
SPK-S wirde mit der Annahme der Motion ein falsches Signal gesendet. Die illegale Migration
solle nicht gefordert werden. Die Kommission unterstreicht zudem, dass mit der am 1. Marz
2019 in Kraft getretenen Beschleunigung des Asylverfahrens die allermeisten Probleme in
diesem Bereich geldst werden konnten und dass kein gesetzgeberischer Handlungsbedarf
bestehe. Die Minderheit ist demgegenliber der Auffassung, dass die Wirkung der Motion
Barthassat 08.3616 «Jugendlichen ohne gesetzlichen Status eine Berufslehre ermdglichen»
sehr bescheiden sei, weil die in Artikel 30a VZAE festgelegten Kriterien zu streng seien.
Denjenigen Personen, die bereits in der Schweiz sind, solle der Zugang zum Arbeitsmarkt
erleichtert werden. Dies werde auch von Vertreterinnen und Vertretern der Wirtschaft und
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der KMU gefordert, da in bestimmten Branchen ein Mangel an Arbeitskraften mit
Berufsausbildung bestehe.

Der Standerat (SR) nahm die Motion SPK-N 22.3392 am 14. Dezember 2022 mit 21 zu 19
Stimmen ohne Enthaltungen an. Mit der Anderung von Artikel 30a Absatz 1 Buchstabe a E-
VZAE soll diese Motion umgesetzt werden.

Der Bundesrat hat beschlossen, vom 21. Juni bis zum 12. Oktober 2023 eine Vernehmlassung
durchzufihren (vgl. Ziff. 2).

Verhaltnis zur Motion Markwalder 20.3322

Die Motion Markwalder 20.3322 vom 5. Mai 2020 «Keine Lehrabbriche von Asylsuchenden,
die bereits in den schweizerischen Arbeitsmarkt integriert sind» beauftragt den Bundesrat, die
gesetzlichen Grundlagen und die Praxis dahingehend anzupassen, dass Asylsuchende, die
mit einem gultigen Lehr- oder Ausbildungsvertrag bereits im schweizerischen Arbeitsmarkt
integriert sind, ihre Lehre oder Ausbildung auch nach einer Ablehnung des Asylgesuchs
weiterfihren und abschliessen kénnen. Sie wurde am 2. Marz 2023 vom Nationalrat
angenommen. Die SPK-S beantragte am 25. April 2023 einstimmig, die Motion aus formellen
Grinden abzulehnen. Gemass der Kommission verfolge die Motion SPK-N 22.3392 namlich
im  Wesentlichen dasselbe Anliegen wie die Motion Markwalder 20.3322, ihr
Anwendungsbereich sei allerdings weiter gefasst. Der Bundesrat wurde bereits beauftragt, die
fur die Umsetzung der Motion SPK-N 22.3392 erforderlichen rechtlichen Grundlagen
auszuarbeiten. Andererseits haben die durch das Staatssekretariat fur Migration (SEM)
vorgelegten Zahlen nach Ansicht eines Teils der Kommission gezeigt, dass nur sehr wenige
Personen von einer Umsetzung der Motion Markwalder 20.3322 profitieren wiirden.

Die Umsetzung der Motion Markwalder 20.3322 ist nicht Gegenstand der vorliegenden
Anderung. Sie erfolgte im Rahmen einer Anpassung der Weisungen des SEM, die am 15.
August 2023 in Kraft trat (vgl. Ziff. 2.2.5 und 2.2.5.1 der SEM Weisung Ill Asylbereich). Sind
die entsprechenden Voraussetzungen erfiillt, kann das SEM die Ausreisefrist bis zum
Abschluss der beruflichen Grundausbildung verlangern (Art. 12 und 17 des Bundesgesetzes
vom 13. Dezember 2002 Uber die Berufsbildung [BBG, SR 412.10] und Art. 16 des
Bundesgesetzes vom 19. Juni 1959 (ber die Invalidenversicherung [IVG, SR 831.20]), damit
abgewiesene Asylsuchende, die wahrend ihrer beruflichen Grundausbildung einen
rechtskraftigen ablehnenden Asylentscheid erhalten, diese abschliessen kénnen.

1.2 Gepriifte Alternativen

Geltende Regelung

Das Asylgesetz (AsylG; SR 142.31) und das Auslander- und Integrationsgesetz (AlG; SR
142.20) regeln die Voraussetzungen fur die Erteilung einer Hartefallbewilligung an
abgewiesene Asylsuchende und Personen mit rechtswidrigem Aufenthalt in der Schweiz
(Sans-Papiers).

Fir Personen mit einem abgelehnten Asylgesuch sieht Artikel 14 Absatz 2 AsylG die folgenden
kumulativen Voraussetzungen vor: Die betroffene Person halt sich seit der Einreichung des
Asylgesuchs mindestens finf Jahre in der Schweiz auf; ihr Aufenthaltsort war den Behérden
immer bekannt; wegen der fortgeschrittenen Integration liegt ein schwerwiegender personlicher
Hartefall vor; und es bestehen keine Widerrufsgriinde (z. B. strafrechtliche Verurteilung).

Fur Sans-Papiers legt Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe b AIG keine Mindestaufenthaltsdauer vor
der Einreichung des Hartefallgesuchs fest. Auch die Artikel 30a und 31 VZAE sehen keine
Mindestaufenthaltsdauer vor. Die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (BVGer)
und des Bundesgerichts (BGer) hat jedoch gewisse Kriterien festgelegt (vgl. BGE 123 |l
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125, Urteile BVGer F-7082/2017 E. 5.5 und 5.6 sowie F-2204/2020 E. 6.4 ff.). Die
Aufenthaltsdauer in der Schweiz ist demnach ein wichtiges Element zur Beurteilung von
Hartefallgesuchen, die im Einzelfall unter Wirdigung der Gesamtumstande zu erfolgen hat.
Gemass Rechtsprechung ist auch das Alter der Kinder im Zeitpunkt der Einreise und der
vorgesehenen Ausreise zu berucksichtigen. Eine hohe Integration der Kinder wird
grundsatzlich angenommen, wenn sie ihre Adoleszenz in der Schweiz verbracht haben (vgl.
BGE 123 1l 125). Gemass Praxis der kantonalen Behdrden und des SEM gilt als Richtwert fir
Familien mit schulpflichtigen Kindern eine Mindestaufenthaltsdauer von funf Jahren. Bei
Alleinstehenden, kinderlosen Paaren und Paaren mit noch nicht schulpflichtigen Kindern wird
eine langere Aufenthaltsdauer vorausgesetzt.

Der Artikel 30a VZAE ist seit dem 1. Februar 2013 in Kraft. Er wurde im Rahmen der
Umsetzung der Motion Barthassat 08.3616 «Jugendlichen ohne gesetzlichen Status eine
Berufslehre ermdéglichen» eingeflihrt und legt die spezifischen Voraussetzungen fir die
Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung im Hinblick auf eine berufliche Grundausbildung von
jugendlichen Sans-Papiers und Personen mit einem abgelehnten Asylgesuch fest: Sie missen
wahrend mindestens flnf Jahren ununterbrochen die obligatorische Schule in der Schweiz
besucht haben (die Teilnahme an Briickenangeboten wird angerechnet), das Gesuch des
Arbeitgebers liegt vor, die Lohn- und Arbeitsbedingungen werden eingehalten, die
Integrationskriterien nach Artikel 58a Absatz 1 AIG sind erfiillt und die Identitat wird offen
gelegt.

Die Ubrigen Personen mit einem abgelehnten Asylgesuch und Sans-Papiers, namentlich auch
Jugendliche, die eine tertiare Ausbildung (ohne Erwerbstatigkeit) anstreben, missen die
Voraussetzungen von Artikel 31 VZAE erflllen. Diese entsprechen weitgehend den
Voraussetzungen von Artikel 30a VZAE.

Wenn der Kanton den Aufenthalt einer auslandischen Person in einem Hartefall regeln méchte,
muss er seinen Entscheid dem SEM zur Zustimmung unterbreiten (Art. 14 Abs. 2 AsylG oder
Art. 30 Abs. 1 Bst. b AIG i.V. mit Art. 99 AIG und Art. 5 der Verordnung des EJPD Uber das
auslanderrechtliche Zustimmungsverfahren, ZV-EJPD; SR 142.201.1). Das SEM erlasst eine
Verfigung, die beim BVGer angefochten werden kann.

Wortlaut der Motion und gepriifte Umsetzungsvarianten

Die Motion beauftragt den Bundesrat, die rechtlichen Grundlagen dahingehend anzupassen,
dass der Zugang zur beruflichen Ausbildung flir abgewiesene Asylsuchende und Sans-Papiers
erleichtert wird. In der Begrindung wird vorgeschlagen, folgende Gesetzesanderungen zu
prufen:

— Die Dauer des bisherigen Aufenthalts wird von funf auf zwei Jahre herabgesetzt.

— Die Mindestdauer des obligatorischen Schulbesuchs in der Schweiz wird von funf auf
zwei Jahre herabgesetzt oder es wird auf diese Voraussetzung ganz verzichtet.

— Gesuche um Aufenthaltsbewilligung kénnen anonym eingereicht werden.

Gemass der Begriindung der Motion sollen die Integrationskriterien weiterhin gelten und die
Voraussetzung bestehen bleiben, dass Arbeitgebende die Anstellung eines potenziellen
Lehrlings im Einzelfall prifen.

Es wurden daher folgende Varianten zur Umsetzung der Motion SPK-N 22.3392 gepruft und
verworfen:
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a) Herabsetzung der Mindestaufenthaltsdauer in der Schweiz von funf auf zwei Jahre

Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a AsylG sieht als Voraussetzung fiir die Einreichung eines
Hartefallgesuchs durch Personen mit einem abgelehnten Asylgesuch einen Aufenthalt von
mindestens funf Jahren in der Schweiz vor. Wie der Bundesrat in seiner Stellungnahme zur
Motion festgehalten hat, musste das AsylG gedndert werden, wenn Personen mit einem
abgelehnten Asylentscheid die Einreichung eines Hartefallgesuchs ermdglicht wirde, die seit
weniger als flinf Jahren in der Schweiz leben und eine berufliche Grundausbildung beginnen
wollen.

Nach Auffassung des Bundesrates wirde eine solche Gesetzesanderung eine zu grosse
Ungleichbehandlung verschiedener Auslanderkategorien nach sich ziehen. Einerseits wirde
dies eine Ungleichbehandlung zwischen Personen mit einem abgelehnten Asylgesuch
schaffen. Das heisst zwischen jenen, die eine berufliche Grundausbildung absolvieren
mdochten, und jenen, die eine tertiare Ausbildung anstreben oder die aus einem anderen Grund
ein Hartefallgesuch einreichen. Im Gegensatz zu Personen, die eine berufliche
Grundausbildung absolvieren, missten sie sich weiterhin mindestens finf Jahre vor der
Gesuchseinreichung in der Schweiz aufgehalten haben. Andererseits wiirde dies auch zu einer
Ungleichbehandlung gegeniber anderen Auslanderinnen und Auslandern fiihren, die sich nicht
rechtswidrig in der Schweiz aufhalten oder die kein Asylverfahren durchlaufen haben, und die
ein Gesuch um Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung flr eine berufliche Grundausbildung oder
eine tertidre Ausbildung stellen mochten. Sie mussten deutlich strengere
Zulassungsvoraussetzungen erflillen.

Wird die Mindestaufenthaltsdauer fiir abgewiesene Asylsuchende, die eine berufliche
Grundausbildung absolvieren moéchten, auf zwei Jahre herabgesetzt, ist zudem davon
auszugehen, dass die gleiche Regelung auch fir vorlaufig aufgenommene Personen mit einer
beruflichen Ausbildung oder sogar bei allen vorlaufig Aufgenommenen gefordert wiirde. Nach
geltendem Recht wird eine Aufenthaltsbewilligung fir vorlaufig aufgenommene Personen erst
nach einem Aufenthalt von finf Jahren vertieft geprift (Art. 84 Abs. 5 AIG).

In Bezug auf Sans-Papiers legen das Gesetz, die Verordnung oder die Rechtsprechung keine
Mindestaufenthaltsdauer fir die Erteilung einer Hartefallbewilligung fest. Die Prifung der
Aufenthaltsdauer von Sans-Papiers nach Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe b AlG hat gemass der
Rechtsprechung im Einzelfall zu erfolgen. In der Praxis erachten das SEM und die kantonalen
Migrationsbehérden auch in Anlehnung an die Rechtsprechung fiur Familien mit
schulpflichtigen Kindern eine Mindestaufenthaltsdauer von finf Jahren in der Schweiz als
minimale Voraussetzung. Fir Alleinstehende ist hingegen eine langere Aufenthaltsdauer
erforderlich (vgl. Ziff. 1.2). Wenn die Mindestaufenthaltsdauer von zwei Jahren auch fur Sans-
Papiers gelten sollte, die eine berufliche Grundausbildung anstreben, muisste im AIG eine
ausdrickliche Mindestaufenthaltsdauer flr eine solche Hartefallregelung festgelegt werden.
Dies wurde eine Ungleichbehandlung zwischen Sans-Papiers mit oder ohne berufliche
Grundausbildung mit sich bringen und der heutigen Rechtsprechung widersprechen, wonach
die Aufenthaltsdauer im Einzelfall unter Wirdigung der Gesamtumstande geprift werden
muss.

Zudem wurde der Wegweisungsvollzug bereits nach einem Aufenthalt von zwei Jahren in der
Schweiz in zahlreichen Fallen verunmoglicht. Dies ware auch dann der Fall, wenn die
betreffenden Personen aus einem sicheren Herkunftsstaat stammen. Die meisten der in der
Schweiz lebenden jugendlichen Sans-Papiers stammen aus Landern, die als sicher gelten (z.B.
Brasilien, Bolivien, Ecuador). Dadurch kénnte sich auch die Mindestaufenthaltsdauer fir
Familienangehdrige verkirzen, denn bei Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung an die ganze
Familie wirden fir sie die gleichen Voraussetzungen gelten wie fur Jugendliche in einer
beruflichen Grundausbildung. Dies ginge jedoch Uber das Ziel der Motion hinaus,
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Jugendlichen, die eine Ausbildung absolvieren mdéchten, eine erleichterte Zulassung zu
ermoglichen.

Dies kdnnte auch einen Pull-Effekt haben: Bei einem rechtswidrigen Aufenthalt und beruflicher
Grundausbildung in der Schweiz waren die Voraussetzungen fir die Erteilung einer
Aufenthaltsbewilligung wesentlich flexibler als bei der Zulassung von anderen Auslanderinnen
und Auslandern.

b) Verzicht auf die Mindestdauer des Besuchs der obligatorischen Schule in der Schweiz

Das AsylG (Art. 14 Abs. 2 Bst. c) verlangt von abgewiesenen Asylsuchenden eine
fortgeschrittene Integration bei der Einreichung eines Hartefallgesuchs. Nach Artikel 30a
Absatz 1 Buchstabe d VZAE miussen die Integrationskriterien des AIG (Art. 58a Abs. 1 AIG)
erfullt sein. In diesem Zusammenhang ist zu prifen, ob die betreffende Person die &ffentliche
Sicherheit und Ordnung beachtet und die Werte der Bundesverfassung respektiert. Zudem sind
ihre Sprachkompetenzen oder ihre Teilnahme am Wirtschaftsleben oder am Erwerb von
Bildung zu prufen.

Die geforderten Sprachkenntnisse sollen eine elementare Verstandigung im Alltag
ermdglichen, z. B. mit den Arbeitsmarktbehérden, den Lehrpersonen, bei der Berufsberatung
oder bei einer arztlichen Konsultation. Daher kommt dem Schulbesuch in der Schweiz eine
bedeutende integrative Rolle zu. Grundsatzlich wird bei der Prufung eines Hartefallgesuchs
mindestens die Stufe A1 des Gemeinsamen europaischen Referenzrahmens flr Sprachen
(GER) vorausgesetzt.

Es ist schwierig, die im AIG, AsylG und in der VZAE geforderten Integrationskriterien zu
erfillen, wenn keine Mindestdauer fir den obligatorischen Schulbesuch in der Schweiz
vorausgesetzt wird. Die Beibehaltung dieser Integrationskriterien ergibt sich aus der
Begrindung der Motion selber. Schliesslich ist davon auszugehen, dass bei einer
postobligatorischen Ausbildung der Besuch der Berufsschule schwierig sein dirfte, wenn die
betreffende Person nicht wahrend einer Mindestdauer die obligatorische Schule in der Schweiz
besucht hat.

¢) Anonyme Gesuchseinreichung

Nach geltendem Recht haben die Kantone bereits heute die Mdglichkeit, anonymisierte
Gesuche entgegenzunehmen fur eine erste informelle Beurteilung (Vorprifung), bevor die
betreffende Person ein formelles Gesuch einreicht. Diese Praxis besteht beispielsweise im
Kanton Basel-Stadt. Eine formelle bundesrechtliche Grundlage ist dafir nicht erforderlich,
zudem besteht in keinem anderen Rechtsbereich eine vergleichbare Regelung.
Erfahrungsgemass wird die Moglichkeit eines anonymen Gesuchs selten genutzt.

Eine Regelung, wonach die zustéandigen Behdrden einen formellen Entscheid treffen missen,
ohne dass sie alle fir die Priifung des Gesuchs bendtigten personenbezogenen Informationen
berticksichtigen kénnen, widerspricht den Grundsatzen des Verwaltungsrechts und des
Verwaltungsverfahrens. Die |dentitdt muss also immer spatestens dann bekannt sein, wenn
die kantonale Behdrde einen formellen Entscheid erlassen soll. Die anonyme Einreichung
eines Hartefallgesuchs wirde es den kantonalen Migrationsbehérden und dem SEM
verunmdglichen, eine Priifung in Bezug auf die Identitat (Kontrolle, ob eine Registrierung unter
anderen Identitaten besteht) oder die Sicherheit durchfihren (Strafregisterauszug, Abfrage
verschiedener Informationssysteme wie ZEMIS, RIPOL, SIS usw.). Infolgedessen kdnnten
gewisse gesetzliche Zulassungsvoraussetzungen vor  der Erteilung einer
Aufenthaltsbewilligung nicht Uberprift werden. Dies gilt insbesondere auch fur die
Voraussetzung, dass keine Widerrufsgriinde vorliegen durfen.
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Bei Personen mit einem abgelehnten Asylgesuch kennen die Behdrden grundsatzlich bereits
die Identitat und den Aufenthaltsort, oder zumindest die im Asylverfahren angegebene Identitat.
Bei einem anonymen Gesuch sind somit nur Sans-Papiers vor einem Wegweisungsentscheid
geschitzt, und auch dies nur im Hinblick auf das erstinstanzliche Verfahren.

2 Vernehmlassung

Allgemeines

Am 21. Juni 2023 eréffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zum Entwurf zur Anderung von
Artikel 30a Absatz 1 Buchstabe a E-VZAE. Sie endete am 12. Oktober 2023. Fir weitere
Einzelheiten wird auf die Stellungnahmen der Vernehmlassungsteilnehmer und den Bericht
Uber die Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens verwiesen, die oOffentlich einsehbar
sind.’

Am 5. September 2023 organisierte das EJPD eine Informations- und Diskussionssitzung mit
den Bundesbehoérden, den betroffenen Organisationen der Kantone, Stadte und Gemeinden,
den Arbeitnehmerorganisationen sowie Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und weiteren
interessierten Kreisen. Ziel der Veranstaltung war es, tber den Vernehmlassungsentwurf zu
informieren und eine vertiefte Diskussion darlber zu flihren. Die Meinungsausserungen der
Teilnehmenden erfolgten unabhangig von den schriftlichen Vernehmlassungsantworten der
vertretenen Organisationen (flr weitere Einzelheiten wird auf Ziffer 6 des Berichts Uber die
Ergebnisse des Vernehmlassungsverfahrens verwiesen). Diese Stellungnahmen entsprechen
im Wesentlichen den schriftlichen Vernehmlassungsantworten.

Stellungnahmen der Vernehmlassungsteilnehmer

Insgesamt sind 75 Stellungnahmen eingegangen: 25 Kantone, 4 politische Parteien, 2
Dachverbande der Gemeinden, Stadte und Berggebiete, vier Dachverbande der Wirtschaft und
34 weitere interessierte Kreise haben sich zur Vorlage geaussert. Der Schweizerische
Gemeindeverband (SGV), die Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen
und - direktoren (KKJPD), das Bundesgericht (BGer) und das Bundesverwaltungsgericht
(BVGer) haben ausdrticklich auf eine Stellungnahme verzichtet.

Die Mehrheit der Kantone begrusst die im Entwurf vorgesehenen Fristen. Zwei Kantone stehen
der Vorlage positiv gegeniber, schlagen aber vor, die erforderliche Mindestdauer des
Schulbesuchs in der Schweiz auf drei Jahre festzusetzen, und nicht wie vorgesehen auf zwei
Jahre. Eine Minderheit der Kantone lehnt die Vorlage ab.

Die Grine Schweiz und die Sozialdemokratische Partei (SP) unterstitzen die Vorlage und
schlagen weitere Lockerungen vor. So solle insbesondere die Frist zur Gesuchseinreichung
auf funf Jahre verlangert werden. Zudem solle mit der Vorlage eine Praxisanderung
einhergehen, damit die zustandigen Behdérden Bewilligungsgesuche von Sans-Papiers ab zwei
Jahren Schulbesuch in der Schweiz prifen, unabhangig von der Gesamtdauer ihres
Aufenthalts. Diese Praxisanderung solle auch fir die anderen Familienmitglieder gelten, wenn
die Integrationskriterien erflllt seien (Art. 58a Abs. 1 AIG). Die SP wirde auch einen
vollstandigen Verzicht auf die Mindestdauer des Schulbesuchs in der Schweiz begrissen. In
einem nachsten Schritt soll gemass der SP die Dauer des Mindestaufenthalts in der Schweiz
von funf Jahren nach Artikel 14 Absatz 2 AsylG angepasst werden, um den Zugang von
abgewiesenen Asylsuchenden zur beruflichen Grundbildung nach einem Aufenthalt von zwei
Jahren zu erleichtern. Die beiden Parteien winschen auch Anderungen in anderen
Themenbereichen (siehe weiter unten). Die FDP. Die Liberalen (FDP) und die Schweizerische
Volkspartei (SVP) lehnen die Vorlage als Ganzes ab.

1 Siehe www.fedlex.admin.ch > Vernehmlassungen > Abgeschlossene Vernehmlassungen > 2023
> EJPD > Anderung der Verordnung Uber Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstatigkeit (VZAE).
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Travail.Suisse begrisst die Vorlage. Ebenso der Schweizerische Gewerkschaftsbund (SGB)
und der Schweizerische Stadteverband (SSV), die ausserdem grosszigigere Fristen
vorschlagen. Der SSV schlagt vor, auf eine Mindestdauer des Schulbesuchs zu verzichten. Der
SGB schlagt wie die Griine Schweiz und die SP eine Praxisanderung und eine langere Frist
fir die Gesuchseinreichung vor, ohne diese naher zu bestimmen. Der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) und der Schweizerische Arbeitgeberverband (SAV) lehnen die
Vorlage hingegen als Ganzes ab.

Die Uberwiegende Mehrheit der interessierten Organisationen begrisst die Vorlage als Schritt
in die richtige Richtung. Eine Mehrheit unterstitzt die Mindestdauer des obligatorischen
Schulbesuchs von zwei Jahren. Sie fordert aber eine Praxisanderung bei der Bearbeitung der
Gesuche und in einem nachsten Schritt eine Anderung des Auslander- und Asylgesetzes
(siehe weiter oben). Die Mehrheit spricht sich auch dafir aus, die Frist flr die
Gesuchseinreichung auf funf Jahre zu verlangern.

Einige Vernehmlassungsteilnehmer und insbesondere die interessierten Kreise haben weitere
Anderungsvorschlage in Bezug auf die allgemeine Hartefallregelung gemacht:

— Anonyme Vorprifung des Gesuchs: Nur wenige Kantone haben dazu Stellung
genommen. SP, Griine Schweiz, SSV, SGB und eine Mehrheit der interessierten Kreise
fordern die Moglichkeit einer anonymen Vorpriifung des Bewilligungsgesuchs. Ein Teil
der interessierten Kreise schlagt vor, diesen Grundsatz in der VZAE zu verankern.

— Schaffung einer Ubergangsbestimmung fiir abgewiesene Asylsuchende: Ein Kanton,
die SP, der SGB und ein Teil der interessierten Organisationen fordern die Einfihrung
einer Ubergangsbestimmung, wonach bei der Erteilung einer Hartefallbewilligung an
abgewiesene Asylsuchende von den im Entwurf vorgeschlagenen Fristen abgesehen
werden kann, wenn diese Personen sich nach wie vor in der Schweiz aufhalten und in
den letzten fUnf Jahren vor Inkrafttreten der Verordnungsanderung aufgrund eines
negativen Asylentscheids eine bereits begonnene oder verbindlich vereinbarte
berufliche Grundbildung beenden mussten oder nicht antreten durften.

— Anwendung der Zulassungsvoraussetzungen auf die tertidre Ausbildung: Die SP und
ein Teil der interessierten Organisationen fordern, dass die vorgesehenen Fristen auch
fur den Abschluss einer tertidren Ausbildung gelten.

— Zugang zur Sozialhilfe und Ausgestaltung der Unterbringung von abgewiesenen
Asylsuchenden: Ein Teil der interessierten Organisationen begrisst die Revision der
Weisungen des SEM (Verlangerung der Ausreisefrist fir abgewiesene Asylsuchende
im Hinblick auf den Abschluss einer bereits begonnenen beruflichen Grundbildung;
Umsetzung der Motion Markwalder 20.3322). Sie empfehlen jedoch, die Gewahrung
von Sozialhilfe an abgewiesene Asylsuchende und ihre Familienangehdrigen, die einen
rechtskraftigen Wegweisungsentscheid mit Ausreisefrist erhalten haben, zu prifen (Art.
82 Abs. 2 AsylG). In der Folge solle eine gesetzliche Grundlage geschaffen werden.
Sie empfehlen auch, dass die Kantone den auszubildenden Personen ermdglichen, in
ihrer aktuellen Unterkunft zu bleiben, und sie nicht an Nothilfestrukturen zu Gberweisen.

Wiirdigung

Die von einigen Vernehmlassungsteilnehmern beantragte Verlangerung der Frist fir die
Gesuchseinreichung auf funf Jahre findet keine breite Unterstitzung: Die Mehrheit der
Kantone, welche die Anderung begriissen und keine weiteren Lockerungen vorschlagen, sowie
die Teilnehmer, welche die Anderung als Ganzes ablehnen, sprechen sich gegen eine
Fristverlangerung aus.

Einige Vernehmlassungsteilnehmer méchten, dass Gesuche von Sans-Papiers, die eine
berufliche Grundbildung anstreben, nach zwei Jahren Schulbesuch und unabhangig von
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der Gesamtdauer des Aufenthalts in der Schweiz geprift werden. Eine solche Praxisanderung
ware jedoch im Widerspruch zu den Rechtsprechungsgrundsatzen der eidgendssischen
Gerichte in Anwendung von Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe b AIG und der Praxis der
zustandigen Migrationsbehdrden, die fir die Erteilung einer Hartefallbewilligung in der Regel
eine langere Aufenthaltsdauer voraussetzen (vgl. Ziff. 1.2). Zudem mdsste das AlG im Hinblick
auf eine Mindestaufenthaltsdauer geandert werden. In Bezug auf abgewiesene Asylsuchende
halt Ziffer 1.2 fest, dass die Umsetzungsvariante der Motion SPK-N 22.3392, wonach die Dauer
des bisherigen Aufenthalts von flinf Jahren gemass Artikel 14 Absatz 2 AsylG geandert werden
soll, abgelehnt wurde, da sie eine zu grosse Ungleichbehandlung zwischen den verschiedenen
Auslanderkategorien bei der Erteilung einer Hartefallbewilligung schaffen wirde.

Die Kantone, die dies winschen, haben bereits nach geltendem Recht die Moglichkeit, eine
anonyme Vorprufung der Hartefallgesuche vorzusehen. Eine formelle Bestimmung ist daher
nicht nétig.

Mit der von einem Teil der Vernehmlassungsteilnehmer gewiinschten Ubergangsbestimmung
soll es mdglich sein, bei Personen, deren Asylgesuch in den letzten funf Jahren abgelehnt
wurde, von den im Entwurf vorgesehenen Fristen abzuweichen. Dies ist jedoch bereits nach
geltendem Recht mdoglich: Abgewiesene Asylsuchende, die ihre Ausbildung wegen eines
negativen Asylentscheids in den letzten finf Jahren unterbrechen mussten, kénnen ein
Hartefallgesuch einreichen, sofern sie die Voraussetzungen von Artikel 14 Absatz 2 AsylG und
Artikel 31 VZAE erfiillen. Es ware nicht zuldssig, mit einer Ubergangsbestimmung in der VZAE
von der Mindestaufenthaltsdauer von funf Jahren gemass Artikel 14 Absatz 2 AsylG
abzuweichen.

Die Anwendung der geanderten Bestimmungen von Artikel 30a VZAE auf die Erteilung einer
Aufenthaltsbewilligung im Hinblick auf den Abschluss einer tertidaren Ausbildung wirde den
betroffenen Personen keine besonderen Vorteile bringen. Denn diese leben in der Regel seit
mehreren Jahren in der Schweiz und kdnnen bereits heute um eine Aufenthaltsbewilligung
ersuchen, wenn sie die Voraussetzungen von Artikel 14 Absatz 2 AsylG oder Artikel 30 Absatz
1 Buchstabe b AIG und Artikel 31 VZAE erflllen. Im Gegensatz zur beruflichen Grundbildung
setzt der Abschluss einer tertiaren Ausbildung keine Aufenthaltsbewilligung voraus, da sie nicht
mit einer Erwerbstatigkeit verbunden ist.

Gemass Artikel 82 Absatz 2" AsylG kann das EJPD ein generelles Moratorium beschliessen,
damit die Kantone an abgewiesene Asylsuchende, die einen rechtsgultigen
Wegweisungsentscheid und eine Ausreisefrist erhalten haben, Sozialhilfe anstelle von Nothilfe
ausrichten koénnen. Diese Mdglichkeit besteht jedoch nicht bei einer Verlangerung der
Ausreisefrist im Hinblick auf den Abschluss einer beruflichen Grundbildung, die eine
asylsuchende Person vor dem negativen Asylentscheid begonnen hat, sondern nur wenn
aufgrund der unsicheren Lage im Herkunftsstaat keine Entscheide mit Wegweisungsvollzug
getroffen werden koénnen (vgl. Botschaft des Bundesrates vom 3. September 2014 zur
Anderung des Asylgesetzes [Neustrukturierung des Asylbereichs], BBl 2014 8082).

Fur die Unterbringung von abgewiesenen Asylsuchenden und ihren Familienangehérigen sind
die Kantone zustandig. Sie mussen bereits heute den besonderen Bedurfnissen von Familien
mit Kindern nach Mdglichkeit Rechnung tragen (vgl. Art. 82 Abs. 3% AsylG).

Anpassungen nach der Vernehmlassung

Vor diesem Hintergrund und aufgrund der Stellungnahmen der Vernehmlassungsteilnehmer,
die sich mehrheitlich fiir die vorgesehene Anderung der Fristen aussprechen, hat Artikel 30a
VZAE nach der Vernehmlassung keine Anpassungen erfahren.
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3 Die beantragte Anderung

Die Voraussetzungen fir die Erteilung einer Hartefallbewilligung an jugendliche Sans-Papiers
und Personen mit einem abgelehnten Asylgesuch, die in der Schweiz eine berufliche
Grundausbildung absolvieren moéchten, sollen gelockert werden. Die Mindestdauer des
obligatorischen Schulbesuchs in der Schweiz soll auf zwei Jahre (statt funf Jahre) herabgesetzt
und die anschliessende Frist zur Einreichung des Hartefallgesuchs im Hinblick auf eine
berufliche Grundausbildung auf zwei Jahre (statt ein Jahr) erhéht werden. Die Ubrigen
Zulassungsvoraussetzungen, die sich aus dem AsylG (Art. 14 Abs. 2 AsylG), dem AIG (Art. 30
Abs. 1 Bst. b AIG) und der VZAE (Art. 30a Abs. 1 Bst. b—f und Abs. 2-3 VZAE) ergeben, bleiben
unverandert.

4 Erlauterungen zu einzelnen Artikeln

Allgemeines

Entscheiden sich jugendliche Sans-Papiers nach der obligatorischen Schulzeit fir eine
berufliche Grundausbildung, stellt das Fehlen einer Aufenthaltsbewilligung ein Hindernis fur
den Abschluss eines Lehrvertrags dar. Auslanderinnen und Auslander, die in der Schweiz eine
Erwerbstatigkeit austiben wollen, bendtigen eine Aufenthaltsbewilligung (Art. 11 Abs. 1 AIG).
Als Erwerbstétigkeit gilt jede Ublicherweise gegen Entgelt ausgetibte unselbststandige oder
selbststandige Erwerbstatigkeit, selbst wenn sie unentgeltlich erfolgt (Art. 11 Abs. 2 AIG). Weil
die Lehre als Erwerbstatigkeit gilt (Art. 1a Abs. 2 VZAE), haben jugendliche Sans-Papiers
wegen der fehlenden Aufenthaltsregelung keinen Zugang zu dieser Ausbildung. Der
Arbeitgeber macht sich andernfalls wegen der Beschaftigung von Auslanderinnen und
Auslandern ohne Bewilligung strafbar (Art. 117 AIG).

Entscheiden sich jugendliche Sans-Papiers hingegen fir eine hdhere Ausbildung, stellt die
fehlende Aufenthaltsbewilligung bei der Zulassung grundsatzlich kein Hindernis dar, weil keine
Erwerbstatigkeit vorliegt.

Mit der Annahme der Motion Barthassat 08.3616 «Jugendlichen ohne gesetzlichen Status eine
Berufslehre ermoglichen» im Jahr 2010 beauftragte das Parlament den Bundesrat, die
geltenden Rechtsvorschriften flir die Behandlung von Hartefallen zu erganzen und so die
Voraussetzungen fiir die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung an jugendliche Sans-Papiers
oder Personen mit einem abgelehnten Asylgesuch zu prazisieren, die eine berufliche
Grundausbildung absolvieren méchten. Der vom Bundesrat beschlossene Artikel 30a VZAE
trat am 1. Februar 2013 in Kraft.

Gleichzeitig besteht weiterhin die Mdglichkeit, eine Hartefallbewilligung gemass den Kriterien
nach Artikel 31 VZAE zu erteilen. Diese Regelung gilt sowohl fiir schwerwiegende persoénliche
Hartefalle aus dem Auslanderbereich (Art. 30 Abs. 1 Bst. b, 50 Abs. 1 Bst. b und 84 Abs. 5
AIG) als auch aus dem Asylbereich (Art. 14 Abs. 2 AsylG). Personen mit einer
Hartefallbewilligung kann eine selbststandige oder unselbststandige Erwerbstatigkeit bewilligt
werden, wenn die Bedingungen von Artikel 31 Absatze 3 und 4 VZAE erfillt sind.

Mit Artikel 30a VZAE wurde der bestehende Rechtsrahmen erganzt. Er enthalt besondere
Voraussetzungen fir die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung an Personen mit
rechtswidrigem Aufenthalt, die eine berufliche Erstausbildung absolvieren méchten. Die
Betroffenen kénnen so auch die Erfolgschance eines Gesuchs um die Erteilung einer
Hartefallbewilligung besser einschatzen. Diese Bestimmung gilt sowohl fiir Sans-Papiers als
auch fur Personen mit einem abgelehnten Asylgesuch.
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Seit Inkrafttreten von Artikel 30a VZAE hat das SEM 77 erstmaligen Gesuchen zugestimmt
(Stand 24.2.24). Diese Zahl ist zu relativieren, da ein wesentlicher Teil der jugendlichen Sans-
Papiers in Anwendung der generellen Hartefallregelung zusammen mit der ganzen Familie
regularisiert wurden (Art. 31 VZAE). Daher dirfte die Zahl der regularisierten Sans-Papiers, die
eine berufliche Erstausbildung absolvieren, hdher sein. Es besteht keine Statistik des SEM
Uber die durch die kantonalen Behérden abgelehnten Gesuche, weil die die Voraussetzungen
von Artikel 30a oder 31 VZAE nicht erfullt wurden.

Art. 30a Abs. 1 Bst. a E-VZAE

Kunftig soll vorausgesetzt werden, dass die betroffene Person in den zwei (bisher finf) Jahren
vor der Einreichung des Gesuchs um die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung
ununterbrochen die obligatorische Schule in der Schweiz besucht haben. Sie muss wie bereits
heute den Nachweis fiir die in der Schweiz absolvierten Schuljahre erbringen.

Ein Schulbesuch von mindestens zwei Jahren in der Schweiz ist erforderlich, damit die
betroffene Person bei der Einreichung eines Hartefallgesuchs die im AsylG, im AIG und in der
VZAE vorgesehenen Integrationskriterien erflllen kann (Art. 14 Abs. 2 Bst. ¢ AsylG, Art. 58a
Abs. 1 AIG, Art. 30a Abs. 1 Bst. d und 31 Abs. 1 Bst. a VZAE). Es ist dabei insbesondere auf
die Zeit zu verwiesen, die bendtigt wird, um die fur den Besuch der Berufsschule erforderlichen
Sprachkenntnisse zu erwerben. Zudem wird in der Begriindung der Motion festgehalten, dass
die bestehenden Integrationskriterien weiterhin erflllt werden sollen.

Die fir Personen mit abgelehntem Asylgesuch geltende Mindestaufenthaltsdauer von funf
Jahren (Art. 14 Abs. 2 AsylG) bleibt von der vorgeschlagenen Anderung unber(hrt. Es soll nur
die in der VZAE geforderte Dauer des Schulbesuchs in der Schweiz verkirzt werden.

Mit der vorgeschlagenen Verkirzung der Mindestdauer des Schulbesuchs in der Schweiz von
funf auf zwei Jahre ist es bei Sans-Papiers in der Praxis moglich, bereits nach zwei Jahren des
ununterbrochenen obligatorischen Schulbesuchs in der Schweiz die Erteilung einer
Aufenthaltsbewilligung im Hinblick auf den Antritt einer beruflichen Grundausbildung zu prifen.
Die Erteilung einer solchen Aufenthaltsbewilligung nach nur zwei Jahren obligatorischem
Schulbesuch in der Schweiz ist jedoch nur moglich, wenn es sich bei der betroffenen Person
um einen schwerwiegenden Hartefall handelt, da sie auch die Kriterien von Artikel 30 Absatz 1
Buchstabe b AIG und der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts erfullt. Dies gilt
insbesondere in Bezug auf die Dauer des bisherigen Aufenthalts in der Schweiz, die in der
Regel fur die Prufung von Hartefallgesuchen von Jugendlichen vorausgesetzt wird (vgl. Ziff.
1.2), und die Ubrigen Voraussetzungen von Artikel 30a VZAE.

Die vorgeschlagene Anderung zielt lediglich auf eine kiirzere Mindestdauer des Schulbesuchs
in der Schweiz ab. Sie fiihrt weder zu einer Verklrzung der fir eine Hartefallbewilligung nach
Artikel 30 Absatz 1 Buchstabe b AIG erforderlichen Aufenthaltsdauer noch zu einer Anderung
der Ubrigen Kriterien gemass Rechtsprechung des Bundesgerichts und der Praxis des SEM in
diesem Bereich

Das Hartefallgesuch soll innerhalb von zwei Jahren nach Abschluss des mindestens
zweijahrigen Schulbesuchs in der Schweiz eingereicht werden (Art. 30a Abs. 1 Bst. a E-VZAE).
Die vorgeschlagene Verlangerung der Frist zur Gesuchseinreichung um weitere zwdlf Monate
ist in der Praxis gerechtfertigt. Es ist moglich, dass die Jugendlichen fur die Lehrstellensuche
mehr als zwolf Monate bendtigen.

Mit der vorgeschlagenen Frist soll vermieden werden, dass die Jugendlichen zu lange mit der
Lehrstellensuche zuwarten. Fir Schweizerinnen und Schweizer wie auch fir Auslanderinnen
und Auslander beginnt die Lehrstellensuche in der Regel mindestens ein Jahr, je nach Beruf
sogar zwei Jahre vor Abschluss der obligatorischen Schule. So ist gewahrleistet, dass die
Lehrstelle sofort nach dem Schulabschluss angetreten werden kann. Da Auslanderinnen
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und Auslander erfahrungsgemass oft mehr Schwierigkeiten haben, eine Lehrstelle zu finden,
liegt eine mdglichst friihe Lehrstellensuche in ihrem eigenen Interesse.

Gemass dem geltenden Artikel 30a Absatz 3 VZAE werden die Aufenthaltsbedingungen der
Eltern und Geschwister der betroffenen Person nach Artikel 31 VZAE gepriift (Art. 30a Abs. 3
VZAE). Bei der Prifung der Gesuche ist jedoch der Situation der Gesamtfamilie Rechnung zu
tragen.

5 Auswirkungen auf den Bund und die Kantone

Mit der vorgeschlagenen Anderung werden die geltenden Zulassungsvoraussetzungen
gelockert. Es ist damit zu rechnen, dass die Zahl der bei den zustandigen kantonalen Behdrden
und beim SEM eingereichten Gesuche und der damit verbundene Arbeitsaufwand
entsprechend zunehmen werden. Fir Sans-Papiers lasst sich diese Zunahme nicht genau
bestimmen, da wegen ihres rechtswidrigen Aufenthalts in der Schweiz keine entsprechenden
Statistiken vorliegen. Seit Inkrafttreten des geltenden Artikel 30a VZAE im Jahr 2013 hat das
SEM 77 erstmaligen Gesuche gestutzt auf diese Bestimmung zugestimmt (Stand 24.02.24).
Diese Zahl ist insofern zu relativieren, als ein wesentlicher Teil der jugendlichen Sans-Papiers
zusammen mit ihrer ganzen Familie in Anwendung der generellen Hartefallregelung
regularisiert wurden (Art. 31 VZAE). Daher ist die Zahl der regularisierten Sans-Papiers hoher,
die eine Lehre absolvieren.

Bei Personen mit abgelehntem Asylgesuch lasst sich diese Zahl nur anhand der minderjahrigen
Personen abschéatzen, die Nothilfe beziehen. Im vierten Quartal 2022 bezogen 186 Personen
Nothilfe, die zwischen 2002 und 2007 geboren wurden (und somit 15-20 Jahre alt sind) und
die zwischen 2018 und 2022 ein Asylgesuch gestellt haben (Total: 2'147 Personen). Sie
kénnten grundsatzlich von den vorgeschlagenen gelockerten Zulassungsvoraussetzungen
profitieren. Wie viele davon einerseits eine berufliche Grundausbildung absolvieren méchten
und andererseits auch die vorgeschlagenen Voraussetzungen erflllen (Art. 14 Abs. 2 AsylG;
Art. 30a Abs. 1 Bst. a E-VZAE), ist jedoch nicht bekannt.

6 Rechtliche Aspekte

Die vorliegende Anderung stltzt sich auf Artikel 121 Absatz 1 der Bundesverfassung (BV)?, der
dem Bund die Kompetenz zur Gesetzgebung Uber die Ein- und Ausreise, den Aufenthalt und
die Niederlassung von Auslanderinnen und Auslandern sowie Uber die Gewahrung von Asyl
gibt. Die vorgeschlagene Anderung betrifft eine Ausflhrungsbestimmung zum AIG und zum
AsylG (Art. 30 Abs. 1 Bst. b AIG und Art. 14 Abs. 2 AsylG). Sie prazisiert die Voraussetzungen
fur die Erteilung einer Hartefallbewilligung im Hinblick auf eine berufliche Grundausbildung. Die
Vorlage ist mit der Bundesverfassung und den volkerrechtlichen Verpflichtungen der Schweiz
vereinbar.

2SR 101.

13/13



	1 Ausgangslage 
	1.1 Handlungsbedarf und Ziele 
	1.2 Geprüfte Alternativen 

	2 Vernehmlassung 
	3 Die beantragte Änderung 
	4 Erläuterungen zu einzelnen Artikeln 
	5 Auswirkungen auf den Bund und die Kantone 
	6 Rechtliche Aspekte 

